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Vorwort 

Sehr geehrte Damen und Herren,

im August 2013 veröffentlichte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales den 
„Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit Be-
einträchtigungen“. Eine öffentliche Debatte über den Bericht selbst sowie seine Fol-
gerungen für die Weiterführung einer konsequenten Inklusionspolitik und die Weiter-
entwicklung von Unterstützungsangeboten für Menschen mit Beeinträchtigungen 
fand bislang aus unterschiedlichen Gründen kaum statt. Die Erkenntnisse aus diesem 
Bericht sind jedoch nicht nur diskussionswürdig, sondern stellen ein umfangreiches 
Material für die Beurteilung der Lebenslagen der betroffenen Menschen dar. Welche 
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen sind, muss in einer vertieften Debatte erörtert 
werden. Die Ergebnisse sind sowohl für die Sozialpolitik als auch für die Praxisanbie-
tervon großer Bedeutung.

Die „Gesellschaft zur Förderung sozialer Innovationen“ hat die Chance ergriffen und 
sowohl mit den Autoren dieses Berichtes als auch mit dem Auftraggeber eine offe-
ne Diskussion über die Berichtsergebnisse und deren Schlussfolgerungen mit Fach-
leuten initiiert. Ein erster Versuch im Anschluss an die geplante Veröffentlichung des 
Berichtes im Sommer 2013  schlug fehl, weil die Veröffentlichung selbst in die heiße 
Wahlkampfphase fiel und eine Debatte darüber nur wenig Beachtung versprach. Des-
halb konnte dieses Symposium erst im Juni 2014 stattfinden und fand auch sofort 
große Beachtung. Die Veranstaltung fand an einem zentralen Ort der Angebote für 
behinderte Menschen in Berlin statt und band auf diese Weise Betroffene selbst in den 
Diskussionsprozess ein. 

Mit den Referaten der Vorsitzenden des wissenschaftlichen Beirates Prof. Dr. Elisa-
beth Wacker sowie des Beiratsmitgliedes Prof. Dr. Iris Beck, dem zuständigen Ab-
teilungsleiters des BMAS Dr. Rolf Schmachtenberg sowie den erfahrenen Praktikern 
Arnd Schwendy und Werner Eike erhielten die Diskussionsteilnehmer ein Wissensin-
put, der eine hervorragende Ausgangsbasis für die anschließende inhaltliche Debatte 
darstellte.

Mit der Dokumentation dieses Symposium wollen wir die Diskussion weiterführen und 
vertiefen. Unser Anliegen ist es, mit dem Fokus auf die Lebenslagen von Menschen 
besser und gezielter zu Veränderungsprozessen zu kommen. Dafür braucht die So-
zialpolitik eine fortlaufende Debatte mit den Menschen mit Beeinträchtigungen, den 
Beteiligten im Umfeld der Betroffenen und den  Beobachtern der Lebenslagen. 
Wir hoffen deshalb sehr, mit dieser Dokumentation nicht nur  das Interesse der „Fach-

welt“ zu erreichen sondern auch zu eigenen Beiträgen anzuregen, die wir wiederum 
der offenen Diskussion Interessierter zugänglich machen werden. Ziel sollte dabei 
sein, bei der Fortschreibung der Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen 
und der Veröffentlichung des nächsten Teilhabeberichtes gut vorbereitet und mit dem 
Gewicht einer intensiven Auseinandersetzung sich erneut in die öffentliche Debatte 
um die notwendigen Veränderungsparameter der Sozialpolitik einzugreifen.

In diesem Sinne hoffen wir, mit dieser Dokumentation Ihre Neugier geweckt zu haben 
und freuen uns auf Ihre Anregungen und Kritik zur derzeitigen Lebenslagendebatte, die 
Sie bitte unmittelbar an unsere Gesellschaft (GFSI)  unter symposium@gfsi-berlin.de 
schicken.

Rainer Brückers
Vorsitzender der
Gesellschaft zur Förderung sozialer Innovationen (GFSI)
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Tagungsbericht

Barrieren in der Gesetzgebung 
Gesellschaft zur Förderung sozialer Innovationen will Inklusion vorantreiben

Ursula von der Leyen hat ihrer Nachfolgerin Andrea Nahles einen fulminanten, 471 
Seiten starken Wegweiser zur Realisierung der  UN-Konvention zu den Rechten be-
hinderter Menschen hinterlassen: den kurz vor der Bundestagswahl  vorgelegten 
„Teilhabebericht über die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigten“. Er birgt 
Sprengstoff und Anregungen, denn – das ist der Qualitätssprung - er beschränkt sich 
nicht auf die sonst üblichen regierungsamtlichen Leistungsdarstellungen, sondern er 
enthält – aus der Feder eines wissenschaftlichen Beirats  -  eine beeindruckende Fülle 
von Daten, Fakten und Analysen zur Lebenslage von Menschen, deren Teilhabe nicht 
gesichert ist. 

Eine Steilvorlage also für die neue „Gesellschaft zur Förderung sozialer Innovationen 
e.V. (GFSI)“, Berlin, die ein Experten-Kreis gegründet hat, um die Realisierung der 
Inklusions-Utopie voranzutreiben. Mit Förderung der „Aktion Mensch“ stellte die GFSI 
am 9. Mai 2014 sich mit einem Symposium zum Thema der Umsetzung des Teilhabe-
berichtes der  Fachöffentlichkeit vor. GFSI-Vorsitzender Rainer Brückers, Vorstand der  
Gesellschaft zur Förderung sozialer Innovationen, Berlin, umriss bei der Auftaktveran-
staltung die Ziele der neuen gemeinnützigen Gesellschaft: Man wolle sozialen Orga-
nisationen, Verwaltungen und Politik durch kritische Reflektion und Wissenstransfer 
Anstöße zum Gelingen des großen Projektes einer inklusiven Gesellschaft geben. Dies 
erfolge durch Fachtagungen, Innovationsberatung von Trägern, Politikberatung und 
Vermittlung von Experten für die Begleitung von Veränderungsprozessen. 

Ein Markenzeichen der GFSI sollen laut Brückers Begegnungen zwischen Politik, 
Wissenschaft und Praxis sein. Die Berliner Veranstaltung löste diesen trialogischen 
Anspruch ein:

* Dr. Rolf Schmachtenberg, Leiter der zuständigen Abteilung V des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung, umriss, mit welchen Vorhaben die Bundesregie-
rung die gesetzlichen Barrieren, die bislang der Inklusion im Wege stehen, abbauen 
will. Herzstück ist dabei das Bundesteilhabegesetz, das die Reform der Eingliede-
rungshilfe beinhaltet. Schon nächstes Jahr soll der Entwurf auf Basis der zwischen 
Bund und Ländern bereits in der letzten Legislaturperiode ausgehandelten Eckpunkte 
vorgelegt werden. Er kündigte ein partizipatives Vorgehen; besonders die Beteiligung 
der Betroffenen sei ihm wichtig. Die Neuordnung des SGB XII (Sozialhilfe/Eingliede-
rungshilfe) erfordere die Novellierung zahlreicher anderer Leistungsgesetze. Das In-

teresse an dem Projekt sei Dank des Teilhabeberichtes in Politik und Öffentlichkeit 
stark gewachsen, nicht nur wegen der finanziellen Aspekte (die Länder hoffen auf 
Entlastungen im Milliardenbereich, wenn der Bund sich stärker engagiert!), sondern 
weil der Teilhabebericht verdeutlich habe, dass unter Einschränkungen der Teilha-
be nicht nur die Menschen mit „amtlich anerkannter Behinderung“ zu leiden haben, 
sondern auch die Bürger/innen, die Beeinträchtigungen haben, bislang aber aus den 
Statistiken herausfielen. Der erweiterte Blick mache deutlich, dass es sich nicht um 
ein Minderheitenproblem handele. 

Mit Beifall wurde insbesondere quittiert, dass die weitere Beteiligung des durchaus 
kritischen wissenschaftlichen Beirates bei der Erstellung des nächsten Teilhabebe-
richtes gesichert sei. Zwei Beiratsmitglieder bereicherten das Symposium durch ihre 
Referate ungemein: 

* Prof. Dr. Elisabeth Wacker, Technische Universität München und Vorsitzende des Bei-
rates, umriss das Lebenslagen-Konzept, auf dem der Bericht basiert. Der Beirat poche 
auf Verbesserung der Datenlage, um die Wirkung von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Teilhabe in einzelnen Lebensbereichen auf ihre Wirkung hin überprüfen zu können.

* Prof. Dr. Iris Beck, Erziehungswissenschaftlerin an der Universität Hamburg, unter-
strich, welche Defizite es im Hinblick auf Evaluation, also kritische Bewertung, von gut 
gemeinten Veränderungsprozessen gibt.

In die Niederungen der Inklusions-Praxis führten zwei weitere Referate: 

* Arnd Schwendy, Leiter des Kölner Sozialamtes i.R. und Beirat der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Integrationsämter, umriss die erfreulichen Anstrengungen, Alternati-
ven zur Werkstatt für behinderte Menschen zu schaffen, warnte jedoch davor, die mit 
der WfbM-Förderung verbundene Beschäftigungsgarantie preiszugeben.

* Werner Eike, Leiter des AWO-Wohnverbundes für Menschen mit psychischer Er-
krankung, skizzierte anhand der Bemühungen seines Trägers in Hilden, die ambulan-
ten Hilfen auszubauen, welche ethischen, fachlichen und finanziellen Anforderungen 
dies an alle Beteiligten stellt.

Aus der Diskussion mit den  rund 40 Teilnehmer/innen aus alle Bereichen der sozialen Ar-
beit zog die GFSI u.a. das Fazit dass es ein erhebliches Innovationspotential bereits gebe 
und alle Beteiligten dies schon jetzt durch regionale Projekte mobilisieren sollten, um eine 
Basis für die Umsetzung der erwarteten gesetzlichen Neuregelungen zu schaffen.

Die Interessenvertreter psychisch Kranker sollten die Chance nutzen, diskriminieren-
de Regelungen  (z.B. durch Integrationsämter bei Anträgen nicht offiziell als Schwer-
behinderte anerkannte Personen) zu benennen.
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Alle Referate sowie Fazit des Symposiums finden Sie auf der Website: 
GFSI-Berlin.de. Der Teilhabebericht kann beim BMAS angefordert werden.
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Resümee... was nun zu tun wäre										

Empfehlungen der Gesellschaft für soziale Innovationen (GFSI)
als Ergebnis ihres Symposions vom 9. Mai 2014 in Berlin 

Mit dem Symposium „Der Teilhabebericht der Bundesregierung – Innovative Erfor-
dernisse der zukünftigen Sozialpolitik“ zogen Fachleute aus Politik, Praxis und Wis-
senschaft eine Zwischenbilanz der Umsetzung der UN-Konvention zu den Rechten 
behinderter Menschen. Die GFSI fasst die Ergebnisse der Referate und Diskussionen 
durch Formulierung folgender Empfehlungen für die nächsten Handlungsschritte auf 
dem langen Weg zur Inklusion behinderter und beeinträchtigter Bürger/innen wie folgt 
zusammen. Sie geht dabei davon aus, dass die Bundesregierung die angekündigten 
Gesetzesvorhaben mit dem Kernstück „Reform der Eingliederungshilfe“ wie von der 
Großen Koalition beschlossen zügig bis 2015/16 umsetzt. Die Zeit bis dahin sollten 
alle Beteiligten nutzen, um die Praxis aller Beteiligten im Sinne der anstehenden Re-
formen schon jetzt weiter zu entwickeln. Dafür bieten sich auf regionale/kommunaler 
Ebene folgende Initiativen an. 

1. Kommunale Teilhabepläne entwickeln

In zahlreichen Kommunen werden bereits Teilhabepläne erarbeitet. Das Land Baden-
Württemberg schreibt sie den Städten und Kreisen sogar gesetzlich vor. In diesen 
Gremien sollten – möglichst unter Federführung der Städte und Kreise – alle Beteilig-
ten partnerschaftlich Bestandsaufnahmen und Umsetzungsperspektiven erarbeiten. 
Entscheidend ist dabei die Beteiligung der Betroffenen und ihrer Angehörigen. Anstoß 
zu Bildung derartiger Gremien kann jeder Akteur vor Ort geben. In der Regel wird es 
sich um eine Erweiterung und Zusammenführung bereits laufender Planungsprozesse 
in den Bereichen Schule, Jugendhilfe, Behindertenhilfe, Altenhilfe und Psychosoziale 
Versorgung handeln. Wichtig ist, dass die Sektoren Arbeitsmarkt, Wohnungsmarkt 
und Verkehr mit bearbeitet werden, weil sie entscheidende Grundlagen für die Teil-
habe schaffen. Einen weiteren Schwerpunkt sollte die vielerorts problematische Zu-
sammenarbeit der Leistungsträger bei strukturellen wie individuellen Entscheidungen 
bilden, das vielfach unkoordinierte und sogar konkurrierende Agieren der Leistungs-
träger behindert die Planung inklusionsfördernder Angebote und Einzelfallhilfen der-
zeit noch zu sehr.

2. Evaluation vorantreiben

Die Berichte aus der wissenschaftlichen Begleitung des Teilhabeberichtes sowie Pra-
xisbeiträge haben deutlich gemacht, wie lückenhaft noch immer das Wissen über 

Grundlagen und Wirkungen der Arbeit in allen sozialen Feldern ist. Es wird daher drin-
gend empfohlen, auf allen Ebenen (Bund, Länder, Kommunen, Sozialversicherungen) 
mehr Mittel für die Beschreibung der Ausgangslagen und Ziele sowie die Wirkun-
gen der getroffenen Maßnahmen bereitzustellen. Nur durch frühzeitige selbstkritische 
Überprüfung der Aktivitäten können lernende Systeme auf allen Ebenen entstehen. Es 
bietet sich an, die Umsetzung durch Kooperationen zwischen Kommunen (als Feder-
führung der Teilhabeplaner) und regionalen (Fach-)Hochschulen auszubauen. 

3. Netzwerke zum Wissenstransfer ausbauen

Das Know-How aus erfolgreichen Projekten und Modellvorhaben sollte stärker noch 
als bisher durch Veranstaltungen, Publikationen, Kompetenz-Zentren und nicht zuletzt 
Internet-Foren leicht zugänglich gemacht werden. Die GFSI wird sich an diesem Pro-
zess beteiligen; die Berichterstattung über ihr Auftakt-Symposium und das auf ihrer 
Website startende Diskussionsforum ist ein erster Schritt in diese Richtung. 

4. Ethische-fachliche Grundsätze

(1) Bei den sozialen Reform der letzten Jahrzehnte (z.B. Einführung der sozialen Pfle-
geversicherung, Vorhaben im Rahmen der „Agenda 2010“) wurden bei Planung und 
Umsetzung aus politischen, finanziellen und administrativen Gründen vielfach zu we-
nig Augenmerk auf die Bedürfnisse besonders beeinträchtigter Menschen gelegt. Es 
ist daher darauf zu achten, dass sich die anstehenden Veränderungen nicht vorrangig 
an den Potentialen von behinderten Menschen mit hohem Partizipationsvermögen 
ausrichten, sondern gleichrangig auch an den besonderen 
Problemen der Schwächerer bzw. der Schwächsten.

(2) Maßstab für individuelle Maßnahmen zur Förderung der Inklusion muss einzig und 
allein die Antwort auf die Frage sein, ob sich die Lebensqualität des Betroffenen da-
durch nachhaltig verbessert und ob die frühere Versorgungssicherheit gegebenenfalls 
wieder hergestellt werden kann. Eine weitere Grundbedingung ist die Wunsch- und 
Wahlfreiheit, die Freiwilligkeit beinhaltet.

5. Unabhängige Zugangsberatung entwickeln

Auch nach Realisierung der geplanten Gesetzesvorhaben wird es zwischen den
Leistungsträgern zahlreiche Schnittstellen/Kompetenzwidersprüche und Konkurren-
zen geben. Wie die Fachwelt im Reformprozess „RehaFutur“ zur Weiterentwicklung 
der beruflichen Rehabilitation vorgeschlagen hat, wird daher nicht nur für dieses Sys-
tem, sondern für alle Bereiche der Aufbau einer leistungsträger-unabhängigen, nied-
rigschwelligen Zugangsberatung empfohlen. Diese muss den Beratungsinstanzen der 
Leistungsträger (z.B. Servicestellen) vorgeschaltet sein.
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6. Begleitende Hilfen ausbauen

Teilhabe in möglichst vielen Lebensbereichen ist beeinträchtigten Menschen nur mög-
lich, wenn ausreichend begleitende Hilfe geboten werden. Derartige Dienste sollten 
überall zügig realisiert werden. Dabei sollte auch dem Selbsthilfebereich, den Ange-
hörigenorganisationen und qualifizierten behinderten Menschen die Chance zur Mit-
wirkung gegeben werden gegen angemessene Entgelte, wo ehrenamtliches Engage-
ment allein nicht zumutbar ist.

7. Gemeinwesenarbeit verstärken

Zurecht wird nicht nur im Teilhabebericht der Bundesregierung sondern in vielen po-
litischen Verlautbarungen betont, dass die Umsetzung der UN-Konvention eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe sei. Damit sind Sozialräume (verstanden als Teile von 
Städten und Kreisen mit überschaubarer Einwohnerzahl) sowie Nachbarschaften und 
bürgerschaftliche Vereinigungen angesprochen. Ohne initiierende und kooperations-
fördernde Impulse werden diese Potentiale jedoch kaum erschlossen. Es empfiehlt 
sich daher die Gemeinwesenarbeit entsprechend auszubauen, vorrangig in Gebieten, 
in denen sich soziale Problemlagen der Bewohner/innen häufen.

8. Kooperation statt Konkurrenz fördern

Das als Folge der Ausschreibungspolitik um sich greifende Konkurrenzdenken zer-
stört die Kooperation der Leistungsanbieter zum Schaden der Betroffenen. Um eine 
tragfähige Basis für Vernetzung und gedeihliches Miteinander der Einrichtungen und 
Dienste zu schaffen, sind die Vergabe-Bedingungen entsprechend zu gestalten. Wett-
bewerb kann nützlich sein, wenn er an Qualität und Leistung, nicht aber allein an Prei-
sen festgemacht wird. Die Möglichkeiten des entsprechend weiterentwickelten euro-
päischen Wettbewerbsrechts für den sozialen Sektor sollten extensiv genutzt werden.

9. Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen

Ohne sinnvolle Beschäftigung und den dadurch gebotenen Teilhabe- und Existenzopti-
onen ist Inklusion in unserem Kulturkreis nicht realisierbar. Vor allem die öffentliche Hand 
und die Träger großer sozialen Einrichtungen sollten daher Aufträge für Investitionen so 
vergeben, dass Arbeitsplätze für behinderte Arbeitssuchende entstehen können. Das 
bereits erwähnte europäische Vergaberecht lässt entsprechende Kriterien ausdrücklich 
zu, Bundesarbeitsministerium und Deutscher Städtetag haben entsprechend informiert. 
Danach ist es z.B. möglich, bei der Ausschreibung zu fordern, dass der Anbieter sich 
bereit erklären muss, eine bestimmte Zahl von benachteiligten Bewerbern einzustellen.  

 
 

10. Zukunftspläne auf Trägerebene

Von den Mitgliedern der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege ist zu erwarten, dass 
ihre Einrichtungen und Dienste Zielpläne erarbeiten, um sich auf die anstehenden He-
rausforderungen vorzubereiten. Diese sind abzustimmen auf die o.g. Kommunalen  
Teilhabepläne.  Die Drittmittel-Einwerbung für die dabei entstehenden Entwicklungs-
kosten ist zu intensivieren. Auf die Fördermöglichkeiten durch die Aktion Mensch, 
des Bundes und der Länder wird verwiesen. Träger, die die Chancen nicht rechtzeitig 
nutzen, sind dem Risiko der Verdrängung durch gewerbliche Anbieter ausgesetzt.
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Tagungsdokumentation

Begrüßung

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie sehr herzlich im Namen der Gesellschaft 
zur Förderung sozialer Innovation.

Unsere Gesellschaft ist noch jung. Sie wurde gegrün-
det in 2012  und hat erst Ende vergangenen Jahres die 
letzten Weihen einer anerkannten Institution gemeinnüt-
zigen Handelns erhalten.

Vorhaben vom vergangenen aufgegriffen: Die Diskussion über den Teilhabenbericht 
der Bundesregierung über Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigung.

Leider mussten wir in 2013 eine bereits geplante Veranstaltung zu diesem Bericht ab-
sagen,  da er nicht mehr rechtzeitig vor der Sommerpause veröffentlich wurde.
Die Beschäftigung mit diesem Bericht ließ allerdings keinen Zweifel aufkommen, dass 
ein erneutes Aufgreifen dieser Veröffentlichung mehr als sinnvoll

•	 Erkenntnisse sind bedeutsam für die allerorten geführte Inklusionsdebatte
•	 Erkenntnisse fassen die neusten Daten und ihre Bewertung zusammen
•	 Vor allem aber fasziniert der neugewählte Ansatz einer Berichterstattung und der 

damit verbundene Perspektivwechsel.  Nicht die Zusammenfassung sozialstaat-
licher Leistungen und ihre Wirkung stehen im Vordergrund, sondern die Lebens-
lagen der betroffenen Menschen und die sich daraus ableitenden Fragen einer 
vernünftigen sozialstaatlichen Reaktion auf deren Bedürfnisse. Auch wenn dieser 
Perspektivenwechsel eines für die jeweilige Legislaturperiode gesetzlich vorge-
schriebenen Regierungsberichts die unzureichende Datenlage offenkundig wer-
den lässt, so zeigt er gerade deshalb die Lücken, die zukünftige Forschung und 
Datenerhebung zu bearbeiten haben.

Im Übrigen weisen die Kommentare des wissenschaftlichen Beirates in einer äußerst  
geschickt gewählten Darstellungsform auf Anregungen für sozialpolitische Reformen 
ebenso hin wie auf Kritik ein an bestehenden Instrumenten der Teilhabepolitik.

Ich freue mich deshalb sehr, zwei die Mitglieder des wissenschaftlichen Beirates

 Prof. Dr. Elisabeth Wacker als Vorsitzende und 
 Prof. Dr. Iris Beck 

begrüßen zu können.
Für den Herausgeber, gleichsam Aufraggeber und für die sich daraus ergebende poli-
tische Aufgaben Verantwortlicher darf ich sehr herzlich

 Dr. Rolf Schmachtenberg Leiter Abt. V BMAS

Ebenso herzlich begrüße ich unsere Mitglieder, die ihre Beiträge aus der Sicht der 
Praxis einbringen

 Werner Eike, Leiter eines Wohnverbundes für behinderte Menschen und
 Arnd Schwendy, langjähriger Sozialamtsleiter der Stadt Köln

Ziel dieses Symposiums ist
•	 Die öffentliche Debatte über Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen zu 

Wir, das sind eine Handvoll sozialpolitisch engagierten Mitglieder mit langjähriger Er-
fahrung in der Sozialwirtschaft, der staatlichen und kommunalen Sozialpolitik, der auf 
dem Sozialsektor tätigen Bildungsinstitutionen sowie der Wohlfahrtsverbänden. Wir 
sind ein Team, das neben ihrer Expertise auch eine trägerübergreifende und interdis-
ziplinäre Vernetzung garantiert. 

Da wir neu und auch unbekannt sind, erlauben Sie mir ein Wort zu den Aufgaben die-
ser Gesellschaft:
Ziel  ist die Erörterung und Erarbeitung fachlicher wie auch sozialpolitischer Konzepte 
für

•	 Sozialpolitisch-strategische Themen ( z.B. staatliche Verantwortung für sozialpoli-
tischen Handeln  - Individualförderung und Gemeinwohlorientierung )

•	 Grundsatzfragen operativer Art ( z.B. Anforderungen an Kundenorientierung – Bil-
dung von Versorgungsketten)

Diese Erörterungen, die im wesentlichen in Symposium und kleinen Arbeitszirkeln er-
folgen, dienen dem Wissenstransfer von Theorie und Praxis und sollen den Trägern 
der sozialen Arbeit Hilfestellung bei der Bewältigung von Anforderungen vor dem Hin-
tergrund gesellschaftlicher Herausforderungen geben .

Unsere weitere Aufgabenstellung könne  Sie unserer WEB- Seite entnehmen, die in 
Kürze nach einem Relaunch über alle bedeutsamen Informationen über unsere Gesell-
schaft Auskunft geben wird.

Zu einem solchen Symposium haben wir für heute eingeladen und damit zugleich ein 

Rainer Brückers
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fördern und zu vertiefen
•	 Innovationsbedarfe herauszuarbeiten

Der Weg dorthin erfolgt

•	 über Bericht und Erarbeitung von Thesenpapieren, die in einem speziellen Inter-
netforum weiterbearbeitet werde.

Für die heutige Veranstaltung wünsche ich uns allen interessante Beiträge und an-
regende Diskussion und möchte es nicht versäumen, darauf hinzuweisen, dass dies 
eine von Aktion Mensch geförderte Veranstaltung ist.
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Exzerpte und Vortragsfolien

Prof. Dr. Elisabeth Wacker
Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von 
Menschen mit Beeinträchtigungen 

Über 7 Millionen Menschen gelten in Deutschland als 
schwerbehindert und rund 17 Millionen Menschen im Al-
ter von über 18 Jahren leben mit gesundheitlichen Beein-
trächtigungen oder chronischen Erkrankungen, die sie im 
Leben einschränken.

Prof. Dr. Elisabeth Wacker

Die Bundesregierung unterscheidet in ihrem Teilhabebericht zwischen Beeinträch-
tigung und Behinderung. Liegt aufgrund von Besonderheiten von Körperfunktionen 
oder Körperstrukturen eine Einschränkung vor, wird dies als Beeinträchtigung be-
zeichnet. Erst wenn im Zusammenhang mit dieser Beeinträchtigung die Teilhabe und 
Aktivitäten durch ungünstige Umweltfaktoren dauerhaft eingeschränkt werden, wird in 
diesem Bericht von einer Behinderung ausgegangen.

Erstmalig von in dem Teilhabebericht das begriffliche Instrumentarium der Internati-
onal Classification of Functioning (ICF) durchgängig verwendet, wodurch der Bericht 
künftig auch für internationale Vergleiche genutzt werden kann.

Die Bundesregierung rückt mit ihrem Teilhabebericht erstmalig die tatsächlichen Le-
benslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen in den Blick ihrer Betrachtungen. 
Damit soll dieser Bericht für Politik und Praxis eine empirisch fundierte Informations-
basis liefern. In dem Bericht werden die räumlichen, sozialen und infrastrukturellen 
Umweltbedingungen, sowie personale Faktoren berücksichtigt, die eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe behindern oder stärken.
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Dr. Rolf Schmachtenberg
Dr. Schmachtenberg beschreibt in seinem Tagungsbeitrag 
ausgehend von der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) und der Internationalen Klassifikation der Funktionsfä-
higkeit, Behinderung und Gesundheit, (ICF) Grundzüge für die 
aktuelle Teilhabepolitik.

Für die Teilhabepolitik sind innerhalb der ICF die Komponen-
ten Umwelt und Aktivität von besonderem Interesse, weil das 
Teilbereiche sind, die politisch gestaltbar sind. Der Begriff Um-

Dr. Rolf Schmachtenberg

welt schließt in der Lesart der ICF auch von Menschen gemachte Umwelt ein, also auch 
Produkte und Technologien, Dienste, Systeme und Regelungen, Bewusstsein und Ein-
stellungen sowie Beziehungen und soziale Strukturen - also auch den gesetzlichen Rah-
men und allgemein gesagt die Verfügbarkeit von Ressourcen.

In der Umwelt vorhandene Barrieren sind verantwortlich dafür, dass eine Beeinträchtigung 
in eine Behinderung umschlägt. Die Wechselwirkung von Körperfunktionen und Körper-
strukturen mit der Umwelt bestimmt, ob Behinderung erfahren wird. Aktivität und aktive 
Teilhabe kann jedoch gestärkt werden. Darin liegt die zentrale Aufgabe der Teilhabepolitik.

Teilhabepolitik muss innerhalb der Wechselbeziehung zwischen Körperfunktionen bzw. 
-strukturen und Umweltfaktoren Sorge tragen, dass Barrieren abgebaut werden und dass 
keine neuen Barrieren entstehen. Somit stellt sich die Frage nach aktuellem Reformbedarf:

•	 Bundesteilhabegesetzes – Reform Eingliederungshilfe
•	 Reform SGB IX
•	 Reform des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG)
•	 Neues Soziales Entschädigungsrecht (SER)
•	 Umsetzung BVerfG-Entscheidung Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)

Der Neuausrichtung der Leistungen im Lichte der UN-BRK kommt dabei besondere Be-
deutung zu. Ein partizipatives, bundeseinheitliches und trägerübergreifendes Bedarfs-
ermittlungs- und Feststellungsverfahren will entwickelt werden. Die Schaffung von Be-
schäftigungsalternativen zu Werkstätten für behinderte Menschen stehen ebenfalls auf 
der Agenda.

Zentral ist die Frage der Gestaltung von Leistungen der Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen. Dabei ergeben sich Schnittstellen zur klassischen Sozialhilfe, 
zur Kinder- und Jugendhilfe, zur Sozialen Pflegeversicherung, zur gesetzliche Kranken-
und Rentenversicherung sowie zu Leistungen für Schul- und Hochschulbesuch und zu 
Leistungen zur sozialen Teilhabe.
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Werner Eike
Der Teilhabebericht der Bunderegierung konkretisiert 
erstmalig die Lebenslagen von Menschen mit Behinde-
rungen. Konkrete Handlungsebenen für die Einrichtungen 
und Dienste für Menschen mit Behinderungen sind aller-
dings nur rudimentär beschrieben. Dennoch lassen sich 
für die Einrichtungen und Dienste für Menschen mit Be-
hinderungen Perspektivwechsel für die zukünftige Arbeit 
und Ausrichtung erkennen.

Werner Eike

Der Vortrag von Werner Eike zeigt Perspektiven und Umwandlungsprozesse für die 
Dienste und Einrichtungen auf, die den Inklusionsgedanken konkretisieren, den Sozi-
alraum in das Handlungskonzept einbeziehen und den Menschen mit Behinderung in 
den Vordergrund der Betrachtung von Teilhabe setzt.
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Arnd Schwendy
Innovative Ansätze zur Inklusion in Arbeit

Ausgehend von der auch im Teilhabebericht der Bundesre-
gierung dargelegten These, dass Inklusion im Sinne der UN-
Konvention für die Rechte behinderter Menschen ohne ihre 
Integration in die Arbeitswelt Stückwerk bleibt, werden be-
reits bestehende Innovationen der beruflichen Eingliederung 
beispielhaft vorgestellt. Bilanzierend wird das Fazit gezogen, 
dass es hinreichend wirksame Vorbilder in allen Bereichen 

Arnd Schwendy

gibt und somit für die anstehenden gesetzlichen Maßnahmen (vor allem Reform der 
Eingliederungshilfe) vorhanden sind. Als Problemfelder, die die hochgesteckten Er-
wartungen enttäuschen könnten, werden benannt: 

•	 Missbrauch der Reform zur Kostensenkung statt bedarfsgerechter individueller  
Förderung 

•	 Vernachlässigung der Schwächsten, sowohl im Bereich Eingliederungshilfe als   
auch bei der dramatisch reduzierten Förderung für Langzeitarbeitslose (SGB II)

•	 Ausbleiben der von der SPD konzipierten Aktivierung langfristiger SGB-II-Bezie-
her durch Nachteilsausgleiche für Arbeitgeber, die diese einstellen 

•	 Abgrenzung der Leistungsträger als Erschwernis übergreifender Hilfeplanung

•	 Kooperations- und Planungsdefizite der Akteure auf kommunaler bzw. regionaler 
Ebene

•	 daraus u.a. abgeleitet Mängel bei öffentlicher Hand und Wohlfahrtspflege in der 
Vergabe von Aufträgen mit Vorrang für Anbieter, die bereit sind, Arbeitssuchende 
mit besonderen Schwierigkeiten einzustellen (was das Vergaberecht zulässt).

Als politischer Antrieb für die Reform wird der zunehmende Drang der Betroffenen 
und ihrer Angehörigen nach Partizipation in allen Lebensbereichen bezeichnet; vor 
allen von den Eltern, die ihre Kinder zum Teil gegen große Widerstände in Regelschu-
len bringen konnten, wird erwartet, dass sie entsprechenden Druck auf Bereitstellung 
„möglichst normaler“ Arbeitsplätze nach Schulabgang bereitstellen. 

Schließlich wird die wachsende Bedeutung von Fortbildung und Wissens-Transfer
für alle Beteiligten betont.
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Prof. Dr. Iris Beck
Mit der Umsetzung der UN-BRK verbinden sich große 
Chancen, aber auch erhebliche Anforderungen auf der Makro-
Ebene der sozialrechtlichen Steuerung und Umsetzung, auf 
der regionalen und kommunalen Meso-Ebene der Herstellung 
struktureller Bedingungen für Inklusion und Partizipation 
und auf der Mikro-Ebene der direkten Leistungserbringung 
als Prozess der Verwirklichung von Lebenschancen. Der 
Teilhabebericht der Bundesregierung spricht eine deutliche 
Sprache, was das unzureichende Wissen über den Stand Prof. Dr. Iris Beck

der Teilhabe betrifft. Konkret mangelt es nicht nur an differenzierten Einsichten 
in die Bedingungsfaktoren der Lebenslagen behinderter Menschen, bezogen 
auf (unterschiedliche) Teilhabefelder, sondern auch an Untersuchungen zum 
Leistungssystem, zur Steuerung, Umsetzung und Wirkung der Leistungen. Die UN-
BRK wiederum leuchtet blinde Flecken der praktischen Umsetzung der Bürgerrechte 
und der Partizipation aus; auch diese werden im Teilhabebericht deutlich benannt und 
hieraus resultiert erheblicher praktischer Veränderungsbedarf. Zusammengenommen 
fehlen derzeit wichtige Grundlagen zur Formulierung von Standards auf der einen und 
zur  Implementierung von neuen oder Veränderung bisheriger Steuerungsmechanismen 
und Handlungskonzepte auf der anderen Seite. Der Gesamtprozess der 
Implementation reicht von der makrostrukturellen sozialrechtlichen Verankerung bis 
zur erzeugten Wirkung auf der Mikro-Ebene, realisiert sich somit unter hochkomplexen 
Bedingungen und nie bruch- und spannungslos. Der Beitrag skizziert, ausgehend von 
Forschungsdesideraten, exemplarisch Bedingungen und Grenzen der Umsetzung, 
bezogen auf alle drei Ebenen.

Ausführliche Analysen finden sich in Beck/Greving 2011.  Eine Textfassung, die 
wesentliche Teile dieses Vortrags enthält, ist enthalten in der Abschlussdokumentation 
der Fachtagung „Enthospitalisierung – Integration – Inklusion – alles gut?“ der AWO 
Potsdam. Download: awo-potsdam.de/Fachtagungen.
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Wir über uns

Die Idee

Das ideelle Interesse der Gesellschaftsmitglieder ist getragen vom Willen zur Förde-
rungen von Entwicklungsprozessen in der sozialen Arbeit, dem Initiieren von Innova-
tionen zur Verbesserung bestehender Angebotsstrukturen sozialer Dienstleistungen  
sowie deren Ausbau. Die Weiterentwicklung fachlicher Kompetenz wird hierbei mit 
dem sozialpolitischen Interesse an öffentlichen Entscheidungsprozessen verbunden.  
Folglich ist die Initiative auch stark geleitet von dem sozialpolitischen Engagement 
seiner Mitglieder:  Allesamt Experten und Expertinnen mit langjähriger Erfahrung in der 
Sozialwirtschaft, in Wohlfahrtsverbänden,  der staatlichen und kommunalen Sozialpo-
litik sowie der im Sozialsektor tätigen Bildungsinstitutionen. Sie bilden zusammen ein 
Team, das neben ihrer fachlichen Expertise auch eine trägerübergreifende Vernetzung 
garantiert. 

Das Konzept

Die in der GFSI vertretenden  unterschiedlichen Professionen und Arbeitsansätze aus 
der theoretischen wie praktischen Arbeit sind die Voraussetzung für einen erfolgrei-
chen Gedankenaustausch und die sich daraus ergebende Innovationsprozesse.

Für die Erarbeitung solcher fachlichen wie auch sozialpolitischen Innovationsprozesse 
sollen Symposien durchgeführt werden, auf denen 

•	 Sozialpolitisch-strategische Themen ( z.B. staatliche Verantwortung für sozialpoli-
tischen Handeln – Individualförderung und Gemeinwohlorientierung)

•	 Grundsatzfragen operativer Art ( z.B. Anforderungen an Kundenorientierung – Bil-
dung von Versorgungsketten)

erörtert werden. Diese Erörterungen dienen dem Wissenstransfer von Theorie und 
Praxis und sollen Träger der sozialen Arbeit bei der Bewältigung von Anforderungen 
vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Herausforderungen unterstützen.

Die „Gesellschaft zur Förderung sozialer Innovationen“  versteht sich als eine Innova-
tionsschmiede, mit dem Ziel, neue Konzepte zu entwickeln bzw. vorhandene Projekte 
konzeptionell weiter zu entwickeln.

Die Arbeitsergebnisse werden den Trägern der sozialen Arbeit  unmittelbar zugäng-
lich gemacht. Dies erfolgt durch sogenannte Innovationsberatung, die auf notwen-
dige  Veränderungsprozesse in der Ausrichtung des Unternehmens zielt. Es handelt 

sich hierbei nicht um Organisationsberatung im Sinne der Verbesserung operativer 
Abläufe, sondern um Beratung bei strategischen Unternehmensentscheidungen, die 
fachspezifische und organisatorische Fragestellungen beinhalten. 
 
Arbeitsweise

Die Ziele der GFSI werden erreicht durch

•	 Wissenstransfer in Theorie und Praxis
•	 Konzeptentwicklung durch fachliche Symposien
•	 Unmittelbare Innovationsberatung sowie Unterstützung bei der Strategieentwicklung
•	 Analysen, Strategieberatung und Umsetzungsempfehlungen 
•	 Vernetzung von innovativen Projekten und Modellen

Die aus der „Innovationsschmiede“ gewonnenen Erkenntnisse und Ergebnisse sollen 
für die Sozialpolitik und Sozialträger gleichermaßen nutzbar gemacht werden. 

Mit der Gewinnung von Projektmitteln sollen entsprechende Maßnahmen unterstützt 
werden. Die GFSI stellt dafür ihre Expertise zur Verfügung.

Mit der GFSI will ein Kreis erfahrener Praktiker eine vielfältige Plattform für die zukünf-
tige Gestaltung sozialer Dienstleistungen bieten. So soll Führungskräften aus allen 
Feldern der sozialen Arbeit Möglichkeiten zum Vorausdenken gegeben werden, damit 
sie die Strategien ihrer Dienste und Einrichtungen gezielter auf kommende Herausfor-
derungen ausrichten können.

Die GFSI arbeitet dabei interdisziplinär sowie träger- und verbandsunabhängig. 

Wo immer sinnvoll, wird die GFSI externe Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft, Politik, Wirtschaft themenrelevant an den Zielfindungsprozessen beteiligen.

Die GFSI wurde 2012 gegründet. Amtierender Vorsitzender ist Rainer Brückers, ehe-
maliger Bundesgeschäftsführer der AWO, seine Stellvertreter sind Angela Basekow, 
Bezirksgeschäftsführerin, und Michael Kriegel, M.A., Fachhochschule der Diakonie in 
Bielefeld. SeniorConult-Vorsitzender ist Dr. Wolfgang Bodenbender.

Stand: 04.05.2015
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Referenten

Prof. Dr. Iris Beck
Lehrstuhl für Schulpädagogik, Sozialpädagogik, Behindertenpädagogik und Psycho-
logie in Erziehung und Unterricht an der Universität Hamburg, Fakultät Erziehungswis-
senschaft. Iris Beck war u.a. Mitglied des wissenschaftlichen Beirates zum Teilhabebe-
richt der Bundesregierung über Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen. 

Werner Eike
Dipl.-Pädagoge. Einrichtungsleiter des Fritz-von-Gehlen-Hauses, einem Wohnheim 
der Arbeiterwohlfahrt Hilden zur Eingliederung von psychisch erkrankten Menschen. 
Davor war Werne Eike Referent und später Abteilungsleiter für Gesundheit/Alter/Be-
hinderung beim AWO-Bundesverband Berlin.

Dr. Rolf Schmachtenberg
Abteilungsleiter der Abteilung V: Belange behinderter Menschen, Prävention und Re-
habilitation, Soziale Entschädigung und Sozialhilfe beim Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS).

Arnd Schwendy
Leiter des Sozialamtes i.R. der Stadtverwaltung Köln. Davor Geschäftsführer des 
Dachverbandes Psychosozialer Hilfsvereinigungen in Bonn. Arnd Schwendy war u.a. 
Mitglied der Expertenkommission der Bundesregierung zur Umsetzung der Psychiat-
rie-Enquete. Seit seiner Pensionierung ist er Vorsitzender der BAG Integrationsfirmen. 

Prof. Dr. Elisabeth Wacker
Lehrstuhl für Diversitätssoziologie an der Technischen Universität München. Seit 2010 
ist Elisabeth Wacker Max Planck Fellow und war ab 2011 u.a. Vorsitzende des Wis-
senschaftlichen Beirates zum Bericht der Bundesregierung über Lebenslagen von 
Menschen mit Behinderung (Bundesteilhabebericht). 
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